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«Manchmal werden 
Dinge, die man nicht will, 
eben doch notwendig»
Interview Ein für den Regierungschef in mehrerlei Hinsicht spezielles Jahr neigt sich dem 
Ende zu. Daniel Risch über zehrende Pandemiepolitik, Startschwierigkeiten der neuen Regie-
rung, Überlegungen zur Corona-Impfpflicht und warum er heute gelassener ist als früher.

VON DAVID SELE

«Volksblatt»: Herr Risch, erstmals 
können Sie als Regierungschef auf 
ein Jahr zurückblicken. Was haben 
Sie in diesem Jahr gelernt? 
Daniel Risch: Ich kam ja nicht neu 
in die Regierung. Daher bin ich auf 
viel Vertrautes gestossen. Ich kannte 
die Prozesse bereits und als Regie-
rungschef-Stellvertreter hatte ich 
auch bereits Re-
g ier u ng s s i t z u n-
gen geleitet. Und 
doch bin ich auch 
viel Neuem begeg-
net. In der Funkti-
on des Regierungschefs hat man un-
bestritten mehr Verantwortung. 
Auch dafür, dass die Regierung als 
Gremium funktioniert. Man lernt al-
so auch hier von Tag zu Tag dazu. 
Persönlich habe ich erfahren, dass 
ich jetzt noch mehr im Fokus stehe – 
und das bei jeder Kritik, ob positiv 
oder negativ. Man ist einfach stärker 
exponiert.

Zum Amtsantritt im März haben Sie 
das «Team Liechtenstein» beschwo-
ren. Neun Monate später ist nur 
noch die Rede von der vermeintli-
chen Spaltung der Bevölkerung.
Ich bedauere diese Wahrnehmung, 
wobei ich es teilweise auch so sehe. 
Aber in der Gesamtbetrachtung 
glaube ich, ist es nicht so schlimm 
wie manchmal dargestellt. Wir wer-
den wieder zueinander finden. Ge-
spalten sind insbesondere die Mei-
nungen über die Coronamassnah-
men, die Impfung und alternative 
Auswege aus der Pandemie. Als ich 
vor einem Jahr und auch im Wahl-
kampf vom Team Liechtenstein 
sprach, war das 
nicht nur auf Co-
rona bezogen. Es 
gibt Leute in un-
serem Land, die 
das Gefühl haben, 
nicht dazuzuge-
hören oder abge-
hängt zu sein. Mir ist es wichtig, 
dass wir wieder viel mehr ein ge-
meinsames Verständnis unseres 
Landes haben – dass wir Liechten-
stein gemeinsam weiterentwickeln 
wollen. Aktuell befinden wir uns in 
einer Pandemie, die für alle schon 
viel zu lange dauert. Und wir haben 
einen Punkt erreicht, an dem die 
Nerven teilweise blank liegen. Der 
Ton hat sich verschärft. Das ist be-
dauerlich, aber ich glaube, das lässt 
sich in solchen Situationen kaum 
vermeiden. Dabei ist es aus meiner 
Sicht auch nicht so, dass das eine La-
ger glücklich ist und das andere 
nicht. Es ist für alle belastend. Wir 
sind alle gefordert. Aber ich denke, 
das ist eine Momentaufnahme. Ich 
bin überzeugt, dass der Zusammen-
halt nicht nachhaltig geschädigt ist, 
wie es manche zurzeit vielleicht be-
fürchten. 

Mit den derzeitigen Massnahmen 
wird aber sehr wohl eine Seite be-
vorzugt. Zwar wird vielen sehr vie-
les ermöglicht. Bestraft werden aber 
die, die nicht geimpft sind. Für sie 
wird es immer enger. War die Ein-
führung der 2G-Regel der härteste 
Entscheid, den Sie in der Pandemie 
zu treffen hatten?
In der vergangenen Legislatur muss-
ten wir die Schulen schliessen und 

die Wirtschaft herunterfahren. Das 
waren enorm schwierige und ein-
schneidende Schritte. Aber so hart 
das war, alle sassen im gleichen 
Boot. Die Entscheide, die wir nun 
fällen mussten, sind deshalb noch-
mals härter. Man weiss, dass gewis-
se Bevölkerungsgruppen, die auch 
dazugehören, ausgeschlossen wer-
den. Das ist schmerzhaft. Ich wehre 
mich aber gegen den Eindruck, dass 

irgendjemand be-
straft wird. Wir 
haben mehrfach 
gesagt, dass wir 
das Gesundheits-
wesen, die Wirt-

schaft und die Schulen schützen 
wollen – und natürlich die Gesell-
schaft als Ganzes. Um das Gesund-
heitswesen zu schützen, müssen wir 
dort eingreifen, wo die meisten In-
fektionen stattfinden. Und das ge-
schieht im Moment einfach leider 
bei jenen, die nicht immunisiert 
sind. Das hat nichts mit bestrafen 
oder belohnen zu tun. Es liegt nicht 
an der Regierung, zu richten. Wir 
müssen unser Land als Ganzes 
durch die Krise bringen. 

Noch nie gab es in Liechtenstein so 
viel offenen Protest. Die Demonst-
ranten sind der Meinung, dass ihre 
Anliegen von der Regierung nicht 
gehört werden. Welches Gewicht ha-
ben die Proteste aus Ihrer Sicht? 
Eine Demonstration ist ein geeigne-
tes Mittel, die Unzufriedenheit aus-
zudrücken. Wie bei manch anderen 
Themen ist auch bei Corona festzu-
stellen, dass dabei oftmals die Situ-
ation und Entscheide in anderen 
Ländern mit jenen in Liechtenstein 
vermischt werden. Wir verfolgten 

bisher immer ei-
ne deutlich libe-
ralere Coronapo-
litik als beispiels-
weise Österreich. 
Und doch haben 
wir jede einzelne 
Coronamassnah-

me erlassen, weil wir diese zum ge-
gebenen Zeitpunkt als absolut not-
wendig erachtet haben. Und nicht, 
weil wir gerade Lust darauf hatten. 
Es ist aber keineswegs so, dass die 
Proteste ungehört bleiben. Wir ha-
ben immer gesagt, dass wir bereit 
zum Gespräch sind – solche Gesprä-
che werden mit verschiedenen Per-
sonen auch immer wieder geführt. 
Für den geforderten «Dialog» ist ei-
ne Demonstration jedoch der fal-
sche Ort. 

Konnten Sie aus einer der Kundge-
bungen auf dem Peter-Kaiser-Platz 
jemals etwas Konstruktives für Ihre 
Arbeit ziehen?
Gerade zu Beginn waren die dort ge-
äusserten Meinungen ja noch vielfäl-
tiger. Sehr unter-
schiedliche Inhal-
te haben stattge-
funden, und da 
wurde sicher vie-
les auch wahrge-
nommen. Mit der 
Zeit waren es je-
doch oft die glei-
chen Botschaften der gleichen Leu-
te. Ich habe mir aber auch viele Stu-
dien angesehen, die uns zugeschickt 
wurden. Doch es gibt eben nicht die 
eine Studie, die alles verändert. Es 
ist ein Gesamtbild, und daran müs-

sen wir uns orientieren, auch wenn 
es nicht unseren Wünschen ent-
spricht. 

Kürzlich wurde bekannt, dass in 
Vorarlberg führende Politiker und 
auch deren Familien wegen der Co-
ronapolitik bedroht wurden. Spüren 
Sie auch eine Aggression gegen Ihre 
Person? 
Als Politiker ist man immer Kritik 
und zuweilen auch Drohungen aus-
gesetzt. Insbesondere dann, wenn 
man Entscheidungen treffen muss, 
die die Bevölkerung unmittelbar be-
treffen, kochen die Emotionen hoch, 
und das wird auch geäussert. Es ist 
etwas, mit dem man versucht umzu-
gehen, ohne es in der Öffentlichkeit 
breitzutreten.

Dann würden Sie nicht sagen, dass 
die Drohungen zugenommen ha-
ben?
Doch.

Ich habe es anfangs bereits ange-
tönt, es war ein besonderes Jahr für 
Sie: Sie sind Regierungschef gewor-
den. Ich habe das Gefühl, das hat Ih-
nen gutgetan. Sie wirken entspann-
ter als früher. Liegt das daran, dass 
Sie nun einfach schon länger in der 
Politik sind? Oder bringt das auch 
der Ressortwechsel mit sich? Als Re-
gierungschef sind Sie ja nicht unbe-
dingt für die emotional politisierten 
Themen zuständig.
Ich glaube, es ist beides. Als ich 2017 
in die Regierung gewählt wurde, 
war dies mein erstes politisches 
Amt. Seither habe ich viel dazuge-
lernt, gerade auch was die Mei-
nungsbildungsprozesse in den Par-
teien und im Parlament betrifft. Da-
bei habe ich auch Lehrgeld bezahlt. 
So habe ich Themen vor den Land-
tag und das Stimmvolk gebracht, 
von denen ich zwar überzeugt war, 
aber auch wusste, dass es schwierig 
wird. Man denke an die S-Bahn oder 
die Tour de Ski. Vielleicht bin ich da-
bei auch mal etwas 
zu sehr vorge-
prescht. Mit der 
Zeit bin ich sicher 
etwas gelassener 
geworden. Selbstverständlich ist es 
aber auch das Ministerium für Präsi-
diales und Finanzen als solches, das 
per se eher Themen bearbeitet, die 
in der öffentlichen Wahrnehmung 
weniger emotional sind. Ganz an-
ders der Infrastrukturbereich, wo 
wirklich jeder glaubt zu wissen, wie 
es geht. Oder das Wirtschaftsminis-
terium, dem viele staatsnahe Betrie-
be angegliedert sind. Dort hat im-
mer ein Unternehmen ein Thema, 
das gerade die Öffentlichkeit be-
wegt. Hingegen sind Finanzplatzthe-
men zwar oft enorm wichtig, aber 
sie werden einfach nicht in der Brei-

te debattiert. Und 
auch die Bereiche 
wie die Digitalisie-
rung, Statistik, 
der EWR oder die 
O r g a n i s a t i o n s - 
und Personalthe-
men des Landes 
sind für unseren 

Staat zwar wichtig, betreffen uns als 
Einwohnerinnen und Einwohner 
aber nicht tagtäglich. 

Mir ist aufgefallen, dass Sie dafür 
vermehrt im Landtag präsent sind, 

auch wenn ein Traktandum behan-
delt wird, das eigentlich nicht Ihr 
Ministerium betrifft. 
Ja, das ist ein bewusster Entscheid. 
Ich versuche, gerade bei ersten Le-
sungen oder bei Grundsatzdiskussi-

onen so oft wie 
möglich anwesend 
zu sein. Und viel-
fach gibt es bei Ge-
setzesvorlagen ja 

doch auch noch einen Bezug zu mei-
nem Ministerium – insbesondere zu 
den Finanzen, da kann man schon 
einmal Input geben oder Fragen be-
antworten. Es ist aber auch mein 
Verständnis, dass wir in der Regie-
rung als Team zusammenarbeiten 
und ich als Regierungschef hinter 
den Regierungs-
mitgliedern und 
ihrer Arbeit stehe. 
Wenn ein Bericht 
und Antrag von 
der Regierung an 
den Landtag geht, 
haben wir diesen ja in der Regierung 
gemeinsam besprochen und auch 
verabschiedet. Sollte der Landtag 
einmal nicht zufrieden mit einer Re-
gierungsvorlage sein, übernehmen 
wir dann auch gemeinsam Verant-
wortung. 

Bereits als im März die neue Regie-
rung vereidigt wurde, sagten Sie, 
«das wird eine gute Zusammenar-
beit». Ich muss sagen, diesen Ein-
druck hatte ich seit Sommer immer 
weniger. Im Gegensatz zu Ihnen als 
Person nehme ich die Gesamtregie-
rung angespannter wahr als die vor-

herige. Und man hat das Gefühl, es 
kriselt auch intern.
Der frühere deutsche Bundesminis-
ter Thomas de Maizière schreibt im 
Buch «Die Kunst guten Führens», 
dass man eine neue Regierung nicht 
eins zu eins mit der abtretenden 
Vorgängerregierung vergleichen 
könne. Ich glaube, da spricht er ei-
nen wichtigen Punkt an. Denn auch 
in den Anfängen der alten Regie-
rung gab es durchaus die eine oder 
andere Startschwierigkeit und auch 
Konflikte, die dann nach aussen ge-
treten sind. Als Anfang 2020 die 
Pandemie losging, hatten wir aber 
bereits drei Jahre zusammengear-
beitet. Auch deshalb ist es uns da-
mals gelungen, in der Krise sehr 

rasch geschlossen 
aufzutreten. Das 
war unheimlich 
wichtig. Jetzt hin-
gegen sind wir als 
neues Team mit-
ten in der Krise 

gestartet. Da muss man sich zu-
nächst finden. Ich glaube aber, das 
ist uns auch in einem wirklich her-
ausfordernden Umfeld gut gelungen. 
Jede und jeder kennt seine Aufgabe 
und gibt sein Bestes.

Was in den letzten Monaten fehlte, ist 
die Geradlinigkeit in der Kommuni-
kation. Zum Teil wurden Entscheide 
angekündigt, dann aber doch nicht 
oder ganz anders umgesetzt. Die 
Kostenpflicht für Coronatests, die Al-
tersgrenze für die Zertifikatspflicht 
oder die Schliessung der Teststrasse, 
um ein paar Beispiele zu nennen.

«Wir werden wieder 
zueinander fi nden.»

«Man weiss, dass gewisse 
Bevölkerungsgruppen, die 

auch dazugehören, 
ausgeschlossen werden. 

Das ist schmerzhaft.»

«Es ist ein Gesamtbild, 
und daran müssen wir uns 
orientieren, auch wenn es 
nicht unseren Wünschen 

entspricht.»

«Dabei habe ich auch 
Lehrgeld bezahlt.»

«Auch in den Anfängen 
der alten Regierung gab 

es durchaus die eine oder 
andere Startschwierigkeit.»

Oben: Regierungschef Daniel Risch im Gespräch mit «Volksblatt»-Redaktor 
David Sele. Unten: Massnahmengegner protestieren in Vaduz, Daniel Risch 
neben Sabine Monauni im Landtag, Erbprinz Alois vereidigt Daniel Risch als 
Regierungschef. (Fotos: Michael Zanghellini, IKR)
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Als wir als neue Regierung Ende 
März die Arbeit aufgenommen ha-
ben, ging es darum die Massnahmen 
zu lockern, weil sich die Situation 
zunehmend verbesserte. Und im 
Frühsommer gab es eine Phase, in 
der wir gehofft haben, das Schlimms-
te sei überstanden. Dem war aber 
nicht so. Dass im 
Sommer bzw. 
Herbst der Modus 
geändert werden 
und neue Mass-
nahmen erlassen 
werden mussten, 
war für uns alle sicher nicht einfach. 
Und es kam da und dort Nervosität 
auf, weil man einfach schon gesehen 
hat, dass die Impfquote viel zu tief 
ist. Jedenfalls viel tiefer, als wir uns 
das im Frühjahr vorgestellt haben. 
Nach und nach wechselte also alles 
wieder in den Krisenmodus. Für ein 
neues Team ist es dann eine Heraus-
forderung, sofort alles richtig abzu-
stimmen. Es handelt sich schliess-
lich nicht um Politik im Normalbe-
trieb. Es ist ja kein normaler Gesetz-
gebungsprozess, der zwei Jahre dau-
ert. Es gibt keine Vernehmlassung 
und dann mit mehreren Monaten 
Abstand eine 1. und 2. Lesung im 
Parlament und auch keine Referen-
dumsfrist. Man befindet sich im Kri-
senmodus. Die Entwicklungen über-
schlagen sich manchmal innert we-
niger Tage oder gar innert Stunden. 
Das heisst: keine Zeit und unmittel-
bare Entscheidungen. In so einer Si-
tuation kann auch nicht jedes Wort 
zielscharf sein. Und man muss Ent-
scheide manchmal nochmals über-

denken und auch bereit sein, diese 
zu revidieren. Das haben wir aber 
auch im ersten Teil der Pandemie ge-
macht. 

Sie und der Gesundheitsminister ga-
ben Anfang November im Abstand 
weniger Tage Interviews, in denen 

Sie sich in gewis-
sen Punkten dia-
metral wider-
sprachen. Und 
zwischen Bil-
dungsministeri-
um und Gesund-

heitsministerium wird bezüglich 
der Schulen die Verantwortung hin 
und her geschoben. Das geht so 
weit, dass es sogar in der Zeitung 
steht. Wie gehen Sie als Regierungs-
chef damit um?
Man muss unterscheiden zwischen 
der inhaltlichen Abstimmung und 
den Entscheiden der Regierung ei-
nerseits und der Kommunikation 
andererseits. Bezüglich der gefäll-
ten Entscheide gab es meines Erach-
tens keine offenen 
Punkte oder Un-
g e r e i m t h e i t e n . 
Wir stimmen uns 
dazu auch nicht 
nur in den wö-
chentlich stattfindenden Regie-
rungssitzungen ab, sondern regel-
mässig zwischendurch. Dass es in ei-
ner so angespannten Zeit aber da 
und dort zu einer anderen Ausle-
gung oder Interpretation kommen 
kann und man dann nochmals nach-
schärfen muss, soll nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Zusam-

menarbeit sehr gut ist. Es wird mit 
grossem gemeinsamen Einsatz dar-
an gearbeitet, die wichtigen Ent-
scheide und Themen zu erledigen. 
Man darf ja auch in der Pandemiebe-
wältigung und der Kommunikation 
nicht vergessen, dass wir eine sehr 
schlanke Verwaltung haben, von 
uns aber das gleiche erwartet wird – 
und auch erwartetet werden darf – 
wie in grösseren Staaten. 

Mitte November ging es Ihnen mit 
den Booster-Impfungen zu langsam 
voran. Und das endete damit, dass 
Sie als Regierungschef über die Me-
dien scheinbar Druck auf das Ge-
sundheitsministerium ausübten. In-
haltlich mag die Forderung nach 
mehr Tempo berechtigt gewesen 
sein. Aber der Kommunikationska-
nal hat mich irritiert. In Liechten-
stein kennen wir es eigentlich nicht, 
dass sich Regierungsmitglieder via 
Zeitung Ansagen machen. 
Diese Interpretation teile ich so 
nicht. Es war mir wichtig, in meiner 

Aussage darauf 
hinzuweisen, dass 
ich in enger Ab-
stimmung mit 
dem Gesundheits-
minister bin. Zu 

diesem Zeitpunkt hat man gesehen, 
dass in den anderen Ländern – ins-
besondere in der Schweiz – das 
Booster-Tempo deutlich angezogen 
wurde. Ich wusste, dass das bei uns 
auch möglich ist, und darüber wa-
ren wir uns in der Regierung einig. 
Unglücklich war vielleicht die 
Schlagzeile in der Zeitung, «der Re-

gierungschef drückt aufs Gas». Mir 
wäre lieber gewesen, wenn da «die 
Regierung drückt aufs Gas» gestan-
den hätte. Wichtig ist, dass es nun 
auch wirklich funktioniert, und da 
hat das Gesundheitsministerium al-
le Hebel in Bewegung gesetzt. 

Tatsächlich wurde das ausgegebene 
Ziel, «Booster für alle bis Weihnach-
ten», erreicht, und Liechtenstein 
könnte bald Booster-Europameister 
sein. Die Hoffnung ist, dass uns das 
durch diese und die anstehende 
Omikron-Welle bringt. Wenn Sie 
jetzt auf 2022 blicken, was glauben 
Sie: Wie sehr und wie lange wird 
uns die Pandemie im kommenden 
Jahr beschäftigen? 
Ich denke, Corona wird uns als Land 
sicher noch das ganze Jahr 2022 und 
wohl bis ins Jahr 2023 hinein be-
schäftigen. Aber ich bin Optimist 
und glaube deshalb, dass uns die 
Pandemie in un-
serer persönli-
chen Freiheit 
nicht mehr so 
sehr einschrän-
ken wird. Die 
grosse Hoffnung 
ist, dass die Omikron-Variante weni-
ger schwere Krankheitsverläufe ver-
ursacht. Wenn sie dann im Sommer 
stark zirkuliert, würde uns dies 
nicht mehr so sehr belasten. Ich 
denke daher, dass die Krise bis im 
Sommer zumindest im gesundheitli-
chen Bereich weitgehend überstan-
den ist. Aber wir wissen noch sehr 
wenig über Omikron. Auch wirt-
schaftlich erwarte ich zumindest im 
lokalen Handel ebenfalls eine ra-
sche Erholung. International wird 
Corona sich in der Wirtschaft aber 
sicher noch deutlich länger bemerk-
bar machen. Und in der Bildung ist 
es eigentlich relativ simpel: Sobald 
hier die Massnahmen aufgehoben 
werden können, herrscht rasch wie-
der Normalbetrieb. 

Da lässt sich für mich heraushören, 
dass Sie davon ausgehen, dass Liech-
tenstein um die Impfpflicht herum-
kommt. 
Ich hoffe es. 

Aber?
Es ist schwierig Vorhersagen zu tref-
fen. Wir wollen keine Impfpflicht. 
Genauso wie wir nicht wollen, dass 
Kinder Masken tragen müssen und 
genauso wie wir 2G nicht wollen. 
Aber manchmal werden Dinge, die 
man nicht will, eben doch notwen-
dig. Und ich kann nicht voraussa-
gen, wie es bei der Impfpflicht sein 
wird. Die Regierung hat vorsorglich 
rechtliche Vorabklärungen in die 
Wege geleitet, weil wir einfach ge-
wappnet sein wol-
len, sollte es dazu 
kommen. Klar ist, 
dass es eine ge-
setzliche Grund-
lage brauchen 
wird. Ich denke 
nicht, dass eine solche derzeit im 
Landtag mehrheitsfähig ist. Und ich 
weiss auch nicht, ob eine Impf-
pflicht in der Regierung eine Mehr-
heit finden würde. Aber es sind eben 
oft auch die Entwicklungen um uns 
herum, die massgebend sind. Wenn 
auf europäischer Ebene eine Impf-
pf licht eingeführt werden sollte, 
werden wir nicht gallisches Dorf 
spielen. 

Lassen Sie uns Corona jetzt noch 
kurz vergessen. Ich habe vorhin ge-
sagt, dass Sie als Regierungschef we-
niger die emotionalen Themen bear-
beiten müssen. Das könnte sich aber 
bald ändern. Im Herbst haben Sie 
angekündigt, dass Sie endlich die 
Trennung von Kirche und Staat vor-
antreiben wollen. Wie gross dürfen 
die Erwartungen hier sein?
Hier herrschte lange Stillstand. Wir 
haben die Gespräche nun wieder 
aufgenommen. Es wird aber sicher 
nicht bereits im nächsten Jahr eine 
Lösung geben. Ich gehe jedoch 
durchaus davon aus, dass wir noch 

in dieser Legislatur – also in den 
nächsten zwei bis drei Jahren – ein 
paar Schritte weiter sein werden. 
Das heisst, dass dann auch konkrete 
Szenarien auf dem Tisch liegen. 

Bereits im kommenden Jahr wird 
Ihnen das Thema Finanzausgleich 
zwischen Land und Gemeinden auf 
den Tisch gelegt. Hier bringt die 
FBP eine Motion in den Landtag. Es 
handelt sich zwar nicht um eine Ge-
samtrevision. Aber die steuerliche 
Benachteiligung der Gemeinden 
Balzers, Eschen, Mauren und Rug-
gell soll aufgehoben werden. Was 
halten Sie davon? 
Zunächst muss ich festhalten, dass 
das Finanzausgleichsystem gut ist. 
Es gibt bei uns kein armes Dorf, das 
aufgrund fehlender Steuereinnah-
men in Notlage ist. Sowohl das Land 
als auch alle elf Gemeinden verfü-
gen über Reserven. Die Neuregelung 

des Finanzaus-
gleichs ist also 
nicht so dring-
lich, wie sie 
manchmal dar-
gestellt wird. 
Wir wollen das 

aber angehen in dem Sinne, dass ein 
gutes System noch besser gemacht 
werden soll. Was die FBP-Motion ge-
mäss deren Überschrift beabsich-
tigt, ist bereits heute möglich. Die 
genannten Gemeinden können die 
Steuersätze für ihre Einwohner be-
reits jetzt eigenständig senken. 
Wenn wir jetzt hingehen und den 
Gemeinden einen einheitlichen 
Steuersatz vorschreiben, berauben 
wir sie auch ein stückweit ihrer Au-
tonomie. Klar, die Steuerautonomie 
wird bei uns nicht so gelebt wie in 
der Schweiz. Dort weiss jeder Bür-
ger, wenn ein Gemeindesaal gebaut 
wird, dann werden wohl auch die 
Steuern erhöht. Das ist bei uns nicht 
der Fall. Die Steuern ändern sich 
auch nicht, wenn substanzielle In-
vestitionen getätigt werden müssen. 
Auch das zeigt, dass es Land und Ge-
meinden finanziell gut dastehen.

Aber einer Totalrevision des Finanz-
ausgleichs stünde die Umsetzung 
der FBP-Motion nicht im Wege.
Wie gesagt, ich denke, dass das aus-
gegebene Ziel der Motion nicht tat-
sächlich mit dem Inhalt überein-
stimmt. Vielleicht ist das Anliegen 
eher etwas, was mit einem Postulat 
besser abgedeckt wäre. Dann kann 
die Regierung Wege aufzeigen. Wir 
warten jetzt aber erst einmal die De-
batte im Landtag ab, dann wissen 
wir konkret, was zu tun ist.

Zum Schluss noch eine Frage zum 
Regierungsprogramm. Darin ist so 

oft das Wort 
Nachhaltigkeit be-
müht, dass Sie 
von der Freien 
Liste bereits ver-
dächtigt wurden, 
aus deren Wahl-

programm abgeschrieben zu haben. 
Machen Sie sich jetzt linke und grü-
ne Themen zu eigen?
In der Forstwirtschat, wo der Be-
griff ursprünglich herkommt, heisst 
Nachhaltigkeit: Man darf nicht mehr 
Bäume fällen als nachwachsen. Aber 
Nachhaltigkeit ist nicht grundsätz-
lich ein grünes oder linkes Thema. 
Es ist allumfassend, weshalb wir im 
Regierungsprogramm die vier The-
menblöcke soziale, ökonomische, 
ökologische finanzielle Nachhaltig-
keit gewählt haben. Und daher wol-
len wir auch den Fokus darauf le-
gen. In den Regierungsvorlagen soll 
künftig immer ein Kapitel zur Nach-
haltigkeit enthalten sein. Das heisst 
bei jedem neuen Gesetz, das wir 
dem Landtag zum Beschluss vorle-
gen, werden wir aufzeigen, inwie-
fern dieses den UNO-Nachhaltig-
keitszielen (SDG) gerecht wird. So ist 
nämlich auch das Parlament gefor-
dert, sich damit auseinanderzuset-
zen. Und ich glaube es wird kaum ei-
ne Vorlage geben, die nicht zu min-
destens einem SDG beiträgt.

«Es kam Nervosität auf, weil 
man einfach schon gesehen 
hat, dass die Impfquote viel 

zu tief ist.»

«In so einer Situation 
kann auch nicht jedes Wort 

zielscharf sein.»

«Ich denke, Corona wird uns 
als Land noch das ganze Jahr 

2022 und wohl bis ins Jahr 
2023 hinein beschäftigen.»

«Die Neuregelung des 
Finanzausgleichs ist nicht so 
dringlich, wie sie manchmal 

dargestellt wird.»


